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Sachdarstellung: 
 
Das Land Nordrhein-Westfalen hat am 27. Januar 2005 das Schulgesetz NRW (SchulG 
NRW) verabschiedet. Es tritt mit den wesentlichen Bestimmungen zum Schuljahresbeginn 
2005/06, also am 01.08.2005, in Kraft. 
 
In diesem Gesetz werden folgende 7 Schulgesetze des Landes zu einem einheitlichen 
Schulgesetz zusammengefasst: 
 
- Schulordnungsgesetz 
- Schulverwaltungsgesetz 
- Schulfinanzgesetz 
- Ersatzschulfinanzgesetz 
- Schulpflichtgesetz 
- Lernmittelfreiheitsgesetz 
- Schulmitwirkungsgesetz 
 
Ebenfalls aufgegangen in dem Schulgesetz sind z. B. die Allgemeine Schulordnung und 
auch die Wahlordnung zum Schulmitwirkungsgesetz. 
 
Ziel des neuen Gesetzes soll nach Aussage der Landesregierung sein, die vorgenannten 
Schulgesetze zu einem einheitlichen und übersichtlichen Landesschulgesetz mit einer 
geringeren Regelungsdichte zusammenzufassen. Auf überflüssige Regelungen und 
Verfahren soll verzichtet werden, erforderliche sollen entsprechend vereinfacht werden. 
 
Neben dem vorgenannten organisatorischen Bereich sind aber auch viele Vorschriften 
inhaltlich überarbeitet worden. 
 
Das Schulgesetz umfasst insgesamt 133 Paragraphen im Gegensatz zu den jetzt 238 in den 
Einzelgesetzen. Diese sind aufgrund des Umfanges nicht als Anlage beigefügt. Vielmehr 
sind nur die relevanten Auszüge beigefügt und auch beschrieben. 
 
Im Folgenden sollen die wesentlichen kommunalrelevanten Neuregelungen erläutert werden. 
Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass zu dem Schulgesetz noch 
Verwaltungsvorschriften erlassen werden sollen. Wann dies der Fall sein wird und was sie 
besagen werden, ist derzeit noch offen.  
 
 
1. Abitur nach 12 Jahren (§ 18 SchulG) - Anlage 1 - 
 
Ab dem Schuljahr 2005/2006 umfasst die gymnasiale Oberstufe grundsätzlich eine 
zweijährige Qualifikationsphase. Dies bedeutet, dass das Abitur im Regelfall nach 12 
Schuljahren erreicht werden kann. Die bisherige Klasse 11 wird entfallen. Der 
Unterrichtsstoff, der bisher in dieser Jahrgangsstufe vermittelt worden ist, soll in den 
Jahrgangsstufen 5 bis 10 vorgearbeitet werden. Selbstverständlich muss diese Ausweitung 
der Unterrichtszeit alle Schulformen, also auch die Hauptschulen, die Realschulen und die 
Gesamtschulen, treffen, denn den Schülerinnen und Schülern dieser Schulformen soll nach 
wie vor ein unmittelbarer Übergang in die gymnasiale Oberstufe ermöglicht werden. 
 
Es besteht jedoch die Möglichkeit, der gymnasialen Oberstufe eine einjährige 
Einführungsphase vorzuschalten. Diese Einführungsphase soll nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Förderung von Schülerinnen und Schülern dienen, 
die einer besonderen Vorbereitung vor Eintritt in die Qualifikationsphase bedürfen. 
 
Nach § 18 Abs. 2 SchulG kann die Einführungsphase durch Beschluss des Schulträgers an 
einem Gymnasium oder einer Gesamtschule eingerichtet werden, wenn dies wegen der Zahl 
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der nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung förderungsbedürftigen 
Schülerinnen und Schüler an der Schule erforderlich ist und wenn in zumutbarer Entfernung 
kein entsprechendes Angebot besteht. Da der Ratsbeschluss mit finanziellen Konsequenzen 
auch für das Land verbunden ist, bedarf er der Genehmigung der Oberen 
Schulaufsichtsbehörde.  
 
Die Schulleitungen der Willy-Brandt-Gesamtschule Bergkamen und des Städt. Gymnasiums 
Bergkamen haben bereits im letzten Jahr in Erwartung des Schulgesetztes erste Gespräche 
miteinander geführt, wie sie sich eine solche Einführungsphase vorstellen können. Bevor der 
Rat der Stadt Bergkamen einen entsprechenden Beschluss fasst, ist es sinnvoll, diese 
Sondierungsgespräche der Schulleitungen sowie den Erlass der entsprechenden 
Verwaltungsvorschriften zu diesem Paragraphen abzuwarten. 
 
Um das Ziel einer achtjährigen Gymnasialzeit zu erreichen, ist es erforderlich, die 
Stundentafel auszudehnen. Dies bedeutet, dass in den Jahrgangsstufen 5 bis 10 zusätzliche 
Unterrichtsstunden notwendig werden. Ob dies Konsequenzen im Bereich der 
Mittagsversorgung der Schülerinnen und Schüler haben wird, bleibt abzuwarten. An der 
Willy-Brandt-Gesamtschule ist bekanntermaßen eine entsprechend eingerichtete Mensa 
vorhanden. Es muss sich zeigen, ob die Mensa am Städt. Gymnasium Bergkamen 
ausreichend sein wird, um die Mittagsverpflegung für die Schülerinnen und Schüler zu 
gewährleisten, die nachmittags Unterricht haben werden. Hier muss der Schulträger im 
Gespräch mit der Schulleitung bleiben. 
 
Auswirkungen auf die Schülerbeförderungskosten werden sich aller Voraussicht nach nicht 
ergeben, denn die Schülerinnen und Schüler, die einen Anspruch auf Übernahme der 
Beförderungskosten haben, erhalten in Bergkamen in der Regel eine Busfahrkarte und 
benutzen den normalen Linienverkehr der VKU. 
 
Der erste Jahrgang, der nach acht Jahren die Gymnasialzeit beendet hat, wird im Jahr 2013 
die Schule verlassen, wenn Beginn das Schuljahr 2005/06 ist. 
 
 
2.  Sonderpädagogische Förderung (§§ 19 f SchulG) - Anlage 2 - 
 
Mit dem neuen Schulgesetz wird die Bezeichnung „Sonderschule“ durch den Begriff 
“Förderschule“ abgelöst. Dadurch soll der Fördercharakter der Schulen stärker betont 
werden. 
 
In Abs. 1 des § 20 ist zunächst grundlegend geregelt, dass Ort der sonderpädagogischen 
Förderung die Allgemeine Schule oder die Förderschule sein kann. Zur Allgemeinen Schule 
gehört sowohl die Primarstufe als auch die Sekundarstufe. 
 
In der Allgemeinen Schule selbst kann sowohl der gemeinsame Unterricht (Abs. 7) - bei 
zielgleicher Unterrichtung - als auch die integrative Lerngruppe (Abs. 8) - bei zieldifferentem 
Unterricht - eingerichtet werden. In beiden Fällen ist die Schulaufsichtsbehörde für die 
Einrichtung zuständig. Der Schulträger muss lediglich erklären, dass er die sächliche 
Ausstattung übernimmt. 
Mit dieser Neuregelung ist der Erlass des Ministeriums für Schule, Jugend und Kinder vom 
22.12.2003 zur "Weiterentwicklung der sonderpädagogischen Förderung in Allgemeinen 
Schulen der Sekundarstufe I" aufgehoben. Nach diesem Erlass musste ein Ratsbeschluss 
zur Teilnahme an dem Schulversuch herbeigeführt werden. Vorher war die Schulkonferenz 
der jeweiligen Schule zu beteiligen (siehe hierzu die Vorlagen für den Ausschuss für Schule, 
Weiterbildung und Sport vom 29.06.04 - Drucksache Nr. 8/2106-00 - und vom 25.01.05 - 
Drucksache Nr. 9/148-00 -). Dieses Verfahren ist durch die oben beschriebene Neuregelung 
völlig anderes geregelt. 
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Weiterhin Bestand haben Förderschulen (bisher Sonderschulen). Diese sind in verschiedene 
Förderschwerpunkte gegliedert, zu denen z. B. der Förderschwerpunkt "Lernen" gehört. Für 
Bergkamen als Schulträger relevant ist hier die Albert-Schweitzer-Sonderschule für 
Lernbehinderte in Bergkamen-Oberaden. 
 
Möglich ist es nach Abs. 5, dass der Schulträger Förderschulen mit unterschiedlichen 
Förderschwerpunkten im Verbund als eine Schule in kooperativer Form oder integrativer 
Form führen kann. Denkbar ist für die Albert-Schweitzer-Schule z. B., dass sie sich zukünftig 
auch um den Förderschwerpunkt "Sprache" kümmert. Die weitere Entwicklung in diesem 
Bereich ist mit der Schulleitung und der Schulaufsicht noch festzulegen. 
 
 
3.  Schulpflicht für Kinder von Asylbewerbern (§ 34 Abs. 6 SchulG) - Anlage 3 - 
 
In der Vergangenheit bestand für diesen Personenkreis keine Schulpflicht. Wenn Kinder von 
Asylbewerbern jedoch freiwillig zur Schule gegangen sind, wurden sie genauso behandelt 
wie alle anderen Schülerinnen und Schüler auch. 
 
Zukünftig statuiert das Gesetz eine Schulpflicht für Kinder von Asylbewerbern und Asylanten 
und alleinstehenden Kindern und Jugendlichen, die einen Asylantrag gestellt haben, sobald 
sie einer Gemeinde zugewiesen sind und solange ihr Aufenthalt gestattet ist.  
Diese Regelung tritt nicht erst zum Schulbeginn 2005/06 in Kraft, sondern bereits am Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes.  
 
In Bergkamen haben auch schon in der Vergangenheit sehr viele Kinder von Asylanten eine 
Schule besucht. Es ist daher nicht zu erwarten, dass sich diese Schulpflicht auf die 
Schülerzahlen insgesamt sehr stark auswirken wird. 
 
 
4.  Ausweitung des Alkohol- und Rauchverbotes (§ 54 Abs. 5 SchulG) - Anlage 4 - 
  
Auch wenn es sich nicht direkt um eine schulträgerrelevante Änderung im Schulgesetz 
handelt, soll dieser Punkt hier erwähnt werden. 
 
Grundsätzlich soll der Gesundheitsschutz mit dem neuen Gesetz aufgewertet werden. 
Hierzu wird z. B. ein allgemeines - also nicht nur auf Schülerinnen und Schüler bezogenes - 
Alkohol- und Rauchverbot gesetzlich eingeführt. Nach dieser Regelung sind auf dem 
Schulgrundstück im Zusammenhang mit schulischen Veranstaltungen der Verkauf, 
Ausschank und der Genuss alkoholischer Getränke sowie das Rauchen untersagt.  
Dass über etwaige Ausnahmen im Einzelfall die Schulkonferenz entscheiden kann, ist von 
der Presse in den letzten Tagen teilweise kritisiert worden. Eindeutig geregelt worden ist in § 
54 Abs. 5 Satz 2 SchulG, dass branntweinhaltige Getränke und sonstige Rauschmittel in 
keinem Fall erlaubt sind. 
 
Auch hier sind die entsprechenden Verwaltungsvorschriften abzuwarten. 
 
 
5.  Schulleitung / Besetzung von Schulleitungsstellen (§§ 59 ff SchulG) - Anlage 5 - 
 
Die bisherige Regelung des § 21 a Schulverwaltungsgesetz zur Besetzung der Schulleitung 
ist in § 61 des Gesetzes enthalten. Vom Grundsatz her entspricht die Regelung der 
bisherigen, wonach für die Besetzung von Stellen der Leiterinnen und der Leiter sowie deren 
ständiger Vertretung der Schulträger der öffentlichen Schulen ein Vorschlagsrecht hat. Neu 
aufgenommen worden ist, dass Anregungen der Schulkonferenz angemessen zu würdigen 
sind. 
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Die Mitbestimmung des Schulträgers greift in der Praxis zumeist nur dann, wenn zwei 
Kandidaten gleichen Geschlechts schulfachlich exakt gleich beurteilt worden sind. Sowohl 
das Landesbeamtengesetz als auch das Frauenfördergesetz schreiben vor, dass eine 
Auswahl nach bestimmten Vorgaben erfolgen muss. Dies kommt in der Praxis selten vor, so 
dass der Rat der Stadt häufig keine echte Auswahl treffen kann. 
 
 
6.  Verbundschulen (§ 83 SchulG) - Anlage 6 - 
 
Der Schulträger kann nach § 83 SchulG in der Sekundarstufe I Schulen zweier 
unterschiedlicher Schulformen organisatorisch zu einer Schule zusammenfassen. Der 
Unterricht soll teilweise in schulformübergreifenden Lerngruppen erteilt werden können. 
Allerdings müssen nach Abs. 2 Haupt- und Realschulen, die miteinander verbunden werden, 
mindestens drei Parallelklassen pro Jahrgang haben.  
 
Unter dem Gesichtspunkt insgesamt sinkender Schülerzahlen ist die Vorschrift zu begrüßen. 
Ob eine Umsetzung auch für Bergkamen sinnvoll und möglich ist, muss im Detail zu 
gegebener Zeit geprüft werden.  
 
 
7.  Mindestgröße von Schulen (§ 82 SchulG) - Anlage 7 - 
 
Wie schon zu den Verbundschulen ausgeführt, so wird auch die Regelung zur Mindestgröße 
von Schulen bei sinkenden Schülerzahlen zukünftig eher an Bedeutung gewinnen. Die 
Vorschrift besagt, dass neben einer Mindestgröße bei der Errichtung der Schule 
Grundschulen mindestens eine Klasse pro Jahrgang und Hauptschulen mindestens zwei 
Parallelklassen pro Jahrgang haben müssen. Ähnliche Regelungen gelten für Realschulen, 
Gesamtschulen und Gymnasien. 
 
Zurzeit ist nach dieser Vorschrift keine Bergkamener Schule in ihrem Bestand gefährdet. 
Allerdings werden die Schülerzahlen in den nächsten Jahren weiter fallen. So werden nach 
dem Stand der Einwohnermeldedatei vom 01.09.2004 zum Schuljahr 2005/06 noch 572 
Kinder eingeschult. Ab dem Jahr 2007/08 wird diese Zahl auf etwa 500 sinken. Mit 
entsprechenden Auswirkungen auch im Bereich der Sekundarstufe I ist, wenn auch 
zeitversetzt, zu rechnen. Die Entwicklung wird im Rahmen der Schulentwicklungsplanung 
detailliert beobachtet. 
 
 
8.  Reform der Schulaufsicht (§§ 86 ff SchulG) - Anlage 8 - 
 
Zunächst bleibt es bei der bisherigen Regelung aus dem Schulverwaltungsgesetz, dass  
 
- das Ministerium die oberste Schulaufsichtsbehörde,  
- die Bezirksregierung die obere Schulaufsichtsbehörde und  
- das Schulamt die untere Schulaufsichtsbehörde ist.  
 
Bisher hatten die Schulämter die Schulaufsicht für die Grundschulen, Hauptschulen und 
Sonderschulen und die Bezirksregierungen die Schulaufsicht für die Realschulen, 
Gesamtschulen und Gymnasien. 
 
In Abs. 5 wird bereits jetzt geregelt, dass ab 2009 die Schulämter als untere 
Schulaufsichtsbehörden die Schulaufsicht für alle Schulformen übernehmen sollen. Näheres 
soll rechtzeitig durch ein Gesetz geregelt werden.  
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9. Regelung zur Finanzverteilung (§§ 92 ff SchulG) - Anlage 9 - 
 
Vom Grundsatz her ergeben sich bei der Schulfinanzierung keine Änderungen. Nach § 92 
Schulgesetz sind Schulkosten die Personalkosten und die Sachkosten. Die Personalkosten 
für Lehrerinnen und Lehrer sowie für das pädagogische und sozialpädagogische Personal 
trägt das Land. Die übrigen Personalkosten und die Sachkosten trägt der Schulträger. 
 
Zu den Sachkosten gehören insbesondere die Kosten der Lernmittelfreiheit und die 
Schülerfahrkosten. In beiden Fällen hat der Schulträger nach wie vor die entstehenden 
Kosten zu übernehmen. 
 
Unstrittig ist auch, dass die Kosten für Schulsekretärinnen und Hausmeister von den 
Kommunen zu übernehmen sind. Im Laufe der letzten Jahre ist durch Veränderungen im 
Schulwesen eine Reihe weiterer Akteure hinzugetreten, die zwar nicht als Lehrer tätig sind, 
jedoch eher mit einem pädagogischen Auftrag ausgestattet sind. Zu nennen sind hier in 
erster Linie Schulsozialarbeiter, Schulpsychologen, Integrationshelfer. Über die 
Finanzverantwortung für diesen Personenkreis hat es seit Jahren unterschiedliche 
Meinungen zwischen Land und Kommunen gegeben.  
 
Jetzt ist in § 92 Abs. 1 SchulG geregelt, dass die Kosten für einen Integrationshelfer nicht zu 
den Schulkosten gehören. Sie sind damit weder vom Land noch vom Schulträger zu 
finanzieren. Die Kosten müssen demzufolge wohl vom zuständigen Sozialhilfeträger 
übernommen werden. 
 
Diese Regelung tritt nach § 132 Abs. 2 SchulG am Tag nach der Verkündung des 
Schulgesetzes in Kraft. 
 
 
Zusammenfassung 
 
Der Rat der Stadt Bergkamen wird sich in seiner Funktion als Schulträger von 17 Schulen,  
wie in obiger Auflistung deutlich gemacht, in der nächsten Zeit mit den verschiedensten 
Themen im Schulbereich beschäftigen müssen. Zentrale Themen dürften das Abitur nach 12 
Jahren und die sonderpädagogische Förderung sein.  
 
Aber auch die Besetzung von Schulleitungsstellen an den Schulen wird nach wie vor Thema 
im Rat der Stadt sein.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Sport und Weiterbildung der Stadt Bergkamen nimmt die Vorlage 
der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Anlage 1 zu Drucksache Nr. 9/216-00 
 

 
Anlage 2 zu Drucksache Nr. 9/216-00 
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Anlage 3 zu Drucksache Nr. 9/216-00 
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Anlage 4 zu Drucksache Nr. 9/216-00 
 

 
Anlage 5 zu Drucksache Nr. 9/216-00 
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Anlage 6 zu Drucksache Nr. 9/216-00 
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Anlage 7 zu Drucksache Nr. 9/216-00 
 

Anlage 8 zu Drucksache Nr. 9/216-00 
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